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der Abgeordneten Meisinger 
und Kollegen 
an den Bundesminister für Finanzen 

ANFRAGE 

betreffend Grenzübergang Diendorf (Bezirk Rohrbach/OÖ) 

Anläßlich eines Besuches des Außenministers der seinerzeitigen CSFR, J. Dienstbier, bei 
seinem österreichischen Amtskollegen Dr. A. Mock in Wien Anfang 1992, wurde in einer 
"Zeit im Bild-Sendung" des ORF bekanntgegeben, daß der Grenzübergang Diendorf (Bezirk 
Rohrbach) als Hauptübergang dieses Bezirkes geöffnet wird. 
Meldungen bzw. Berichten zufolge soll es dann Ende November vorigen Jahres diesbezüglich 
bereits zu einer Einigung zwischen den Außenministem der ehemaligen CSFR und Österreich 
gekommen sein. Die Bevölkerung begrüßte diese Einigung, nicht zuletzt deshalb, weil sie 
ihren langjährigen Intentionen, vor allem auch ihren Bedürfnissen entsprach. 

Tatsächlich aber wurde die Öffnung zweier anderer Grenzübergänge, nämlich Guglwald und 
Schöneben, allerdings nicht für den Pkw-Verkehr, bevorzugt. Die angekündigte Öffnung des 
Grenzüberganges Diendorf, welcher für den gesamten Bezirk Rohrbach zentrale Bedeutung 
hätte, wurde bislang aus unerklärlichen Gründen hinausgeschoben. 

In diesem Zusammenhang richten dic unterzeichneten Abgeordneten an den Hem1 
Bundesministcr für Finanzen nachstehendc 

Anfrage: 

1) Wie ist der tatsächliche Verhandlungs-, Planungs- und Realisicrungsstand bezüglich 
dcs Grenzüberganges Diendorf? 

2) Kann bzw. ab wann kann die Bevölkerung des Bezirkes Rohrbach mit der Öffnung des 
angesprochenen Grcnzü berganges rechnen? 

3) Werden Sie sich im Rahmen Ihrer Kompetenzen für eine möglichst rasche Erledigung 
dieses Projektes einsetzen? 
a) Wenn ja, was werden Sie diesbezüglich untemehmen, zumal die Straße auf 
tschechischem Staatsgebiet bis hin zur österreichischcn Staatsgrenze vollkommen 
saniert und somit auch für den Pkw-Verkehr bestens geeignet ist? 
b) Wenn nein, welche konkreten Gründe sprechen dagegen? 

Wien, den 7. Juni 1993 
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